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Erfahrungen allen so recht aus dem Herzen, und gerne unterschreiben wir seine

Forderung, den Unterstützten auch auf seine Würdigkeit hin zu prüfen und in der
geistigen und materiellen Unterstützung abstufend zu behandeln und das Gefühl
seiner eigenen Verantwortung zu stärken.

Damit hatte die reiche Tagung ihren Abschluß gefunden. Nur zu schnell hieß
es, wieder an die Heimreise denken, die uns durch das rechte Wort erleichtert wurde:
Auf Wiedersehen nächstes Jahr in Neuenburg. Ein Jahr geht ja so schnell vorbei!

N.L.

Bern. Beschwerdeführung. „Der Arme kann seinen Unterstützungsanspruch
nicht durch Klage geltend machen, sondern lediglich gegenüber der Armenbehörde im
Sinne der Art. 60 und 63 Eemeindegesetz Beschwerde führen. Bei deren Beurteilung
haben die entscheidenden Behörden nicht ein bestimmtes Maß der Unterstützung
festzusetzen, sondern lediglich Weisungen über die Unterstützungspflicht zu erteilen."
(Entscheid des Regierungsrates vom 29. August 1933.)

Den Motiven ist zu entnehmen, daß der Art. 81 A. u. NG. die Geltendmachung
von Unterstützungsansprüchen auf dem Wege Rechtens ausdrücklich ausschließt.
Vom Standpunkt einer eigentlichen Klage kann daher auf die Beschwerde überhaupt
nicht eingetreten werden. Dagegen hat der Regierungsrat bereits in früheren
Entscheiden erkannt, daß den Armen gegenüber den Armenbehörden ein Beschwerderecht
im Sinne der Art. 60 und 63 des Gemeindegesetzes vom 9. Dezember 1917 zustehe,
weil jeder Bürger ein Recht auf gesetzmäßige Verwaltung und den ordnungsgemäßen
Vollzug der gesetzlichen Vorschriften habe. Dieses sogenannte Reflerrecht müsse
aber auf dem Wege der Beschwerde geltend gemacht werden. Wie aus den zitierten
Entscheiden hervorgeht, kann jedoch auf eine solche Beschwerde nicht eingetreten
werden, soweit sie sich auf den Zuspruch bestimmter Unterstützungen bezieht, und die
Aufsichtsbehörden, Regierungsstatthalter und Regierungsrat, können in ihren
Entscheiden nicht eine bestimmte Art oder ein bestimmtes Maß der Unterstützung
vorschreiben. Sie haben vielmehr nur allgemein festzustellen, ob Art und Maß der
Unterstützung genügend oder ungenügend ist und die beschwerdebeklagte Gemeinde
gegebenenfalls anzuweisen,in einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechendenWeise,
die in den Erwägungen näher erläutert werden kann, zu unterstützen. (Monatsschrift
für bernisches Verwaltungsrecht und Notariatswesen, Bd. XXXII, Nr. 1.) X.

— Familienunterstützung. „Eine im landwirtschaftlichen Betrieb ihres
Mannes stehende Ehefrau hat Anspruch auf eine angemessene Zuwendung aus dem
ehelichen Vermögen, gestützt auf die sie zur Leistung einer Familienunterstützung
gemäß Art. 328, 329 ZGB angehalten werden kann." (Entscheid des Regierungsrates

vom 29. August 1933.)
Aus den Motiven:
Die Frau arbeitet im landwirtschaftlichen Betriebe ihres Mannes mit und

ersetzt hier eine Arbeitskraft, die entsprechend bezahlt werden müßte. Sie hat dafür
Anspruch auf eine angemessene Zuwendung aus dem ehelichen Vermögen oder
Einkommen, um ihren gesetzlichen Verpflichtungen nachkommen zu können. Ihre
Verhältnisse können übrigens im Hinblick auf das nachgewiesene Vermögen als günstig
bezeichnet werden. Sie kann den ihr erstinstanzlich auferlegten Beitrag von Fr. 6.—
monatlich für ihren Bruder leisten, ohne sich dadurch in ihrer Lebenshaltung spürbar
einschränken zu müssen. Frau W. hat diesen Beitrag am 18. Mai freiwillig offeriert.
Sie hat damit selber zugegeben, daß sie diesen Beitrag leisten kann. Erst nachträglich
will sie ihre Beitragspflicht überhaupt bestreiten, weil ihr Mann als Schwager nicht
pflichtig sei, die Unterstützungspflicht bestehe nur unter Brüdern.
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Der Ehemann ist nun tatsächlich gegenüber seinem Schwager nicht pflichtig,
wohl aber die Ehefrau gegenüber ihrem Bruder, da nicht nur Brüder unter sich,

sondern Geschwister überhaupt verpflichtet sind, einander zu unterstützen, sobald die
Voraussetzungen der Art. 328, 329 ZGB vorliegen, was in vorliegendem Falle
zutrifft. (Monatsschrift für bernisches Verwaltungsrecht und Notariatsroesen,
Bd. XXXII, Nr. 2.) X.

Genf. Der 67. Bericht des Luroau osutral do bionkaisanvo 1932/33
beginnt mit einer allgemeinen Betrachtung über das Recht auf Unterstützung und
die Zusammenarbeit der Fürsorge in Genf. Mit Bezug darauf konstatiert er, daß
es daran immer noch sehr fehle, und Doppelunterstützungen stets vorkommen. Im
übrigen hat die Arbeitslosigkeit mit ihren schlimmen ökonomischen und moralischen
Folgen die Tätigkeit des Bureaus beherrscht. Es galt da die zu unterstützen, die von
der Wohltat der Arbeitslosenversicherung keinen Gebrauch gemacht hatten, ferner
die zahlreichen älteren noch arbeitsfähigen Arbeitslosen und endlich alle diejenigen
die mit den Leistungen der Arbeitslosenversicherung beim besten Willen nicht
auskommen konnten. Das Bureau hat in diesem Teil der Fürsorge mit dem Départe-
wont do l'D^Ziôno, do I^ssistairoo ot dos Xssuranovs sovialos wirksam zusammengearbeitet

und für Arbeitslosenunterstützung allein 223 483 Fr. ausgegeben. Es
hat seine Anstrengungen, die auswärtigen Heimatgemeinden der Unterstützten
zu Leistungen heranzuziehen, verdoppelt, und der Erfolg war, daß von
Gemeinden, Privaten und verschiedenen Fonds nicht weniger als 858 136 Fr.
eingingen. Es wandte sich auch in einem Zirkularschreiben an sämtliche kantonale
Armend epartemente und bat, um Doppelunterstützungen und Mißbrauch zu
vermeiden, seine guten Dienste in Anspruch zu nehmen. Aus eigenen Mitteln leistete
das Bureau 214 592 Fr. Seine Gesamtunterstützungsausgaben beliefen sich also
im Jahre 1933 auf über 1 Million Franken und kamen 28 960 Personen zugute.
Das Defizit beträgt: 47 143 Fr. Die Verwaltungsausgaben erreichten die Summe
von 72 390 Fr.
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